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haltsräumen soweit wie mö-

glich reduziert werden. 

Die mittlere effektive Dosis 

der zivilisatorischen Strahlen-

exposition lag der Unterrich-

tung zufolge im Berichtsjahr 

bei circa 1,9 mSv pro Ein-

wohner und Jahr.  

Die zivilisatorische Strahlen-

exposition der Bevölkerung 

resultiere aus Beiträgen kern-

technischer Anlagen, aus der 

Sanierung von Bergbauanla-

gen durch die Wismut GmbH, 

aus der Anwendung ionisie-

render Strahlung und radioak-

tiver Stoffe in Medizin, For-

schung, Technik und Haushalt 

sowie aus dem Fallout von 

Kernwaffenversuchen in der 

Atmosphäre bis Anfang der 

1960er Jahre, wird erläutert. 

Der größte Beitrag zur zivili-

satorischen Strahlenexposition 

werde weiterhin durch die 

Anwendung radioaktiver Stof-

fe und ionisierender Strahlung 

in der Medizin, insbesondere 

durch die Röntgendiagnostik, 

verursacht. Dieser Beitrag sei 

in den letzten Jahren sogar 

angestiegen. Die aktuelle 

Schätzung für die mittlere ef-

fektive Dosis pro Einwohner 

beziehe sich auf das Jahr 2012 

und betrage circa 1,8 mSv für 

die Röntgendiagnostik und 0,1 

mSv für die Nuklearmedizin. 

Der Beitrag der Strahlenexpo-

sition durch Kernkraftwerke 

und sonstige kerntechnische 

Anlagen sowie durch die Hin-

terlassenschaften des Uranerz-

bergbaus und deren Sanierung 

durch die Wismut GmbH in 

der Bundesrepublik Deutsch-

land zur mittleren effektiven 

Dosis der Bevölkerung liege 

dagegen auch im Jahr 2013 

deutlich unter 1 Prozent der 

gesamten zivilisatorischen Strah-

lenexposition. Sie sei kleiner 

als 0,01 mSv. Dieser Wert sei 

eine obere Abschätzung unter 

sehr konservativen Annahmen. 

Die tatsächliche Strahlenexpo-

sition liege in der Regel weit 

unterhalb dieses Wertes. Die 

Ableitungen radioaktiver Stof-

fe hätten bei allen kerntechni-

schen Anlagen unterhalb, bei 

den meisten weit unterhalb der 

genehmigten Jahreswerte ge-

legen. 

Die jährlichen Beiträge durch 

die Anwendung ionisierender 

Strahlung und radioaktiver 

Stoffe in Forschung, Technik 

und Haushalt lagen unterhalb 

0,01 mSv, heißt es weiter. 

„Haushalt“ beinhalte Aspekte 

des Verbraucherschutzes, „Tech-

nik“ umfasse Industrieerzeug-

nisse und technische Strahlen-

quellen. 

Der Unfall im Atomkraftwerk 

Tschernobyl am 26. April 

1986 habe auch im Jahr 2013 

noch einen, wenn auch gerin-

gen Beitrag zur zivilisatori-

schen Strahlenexposition ver-

ursacht. Das Ereignis in Fuku-

shima habe 2013 dagegen 

keine messbaren Auswirkun-

gen auf die Strahlenexposition 

in Deutschland gehabt. 

Die durch den Unfall im 

Atomkraftwerk Tschernobyl 

resultierende mittlere Strah-

lenexposition der Bevölke-

rung sei zwar von 0,11 mSv 

im Jahr 1986 auf weniger als 

0,011 mSv im Jahre 2013 zu-

rückgegangen, dennoch fän-

den sich in Lebensmitteln 

(zum Beispiel in Pilzen und 

Wildbret) aus einigen Wald-

gebieten immer noch stark er-

höhte Cäsium-137-Werte. Re-

gional träten Strahlenbelas-

tungen auf, die bis zu einem 

Faktor 10 über dem oben ge-

nannten Mittelwert liegen. 

Die Dosis durch die in großer 

Zahl bis in die 1960er Jahre 

und letztmals im Jahr 1981 in 

der Atmosphäre durchgeführ-

ten Kernwaffenversuche sei 

weiterhin rückläufig; sie habe 

2013 weniger als 0,01 mSv 

betragen. 

Die berufliche Strahlenexposi-

tion habe sich gegenüber dem 

Vorjahr geringfügig verändert, 

wird erklärt. 355.000 Perso-

nen seien im Jahr 2013 mit 

Dosimetern beruflich strah-

lenschutzüberwacht worden. 

Von den Überwachten hätten 

circa 50.000 Personen eine 

messbare Dosis erhalten. Die 

mittlere Jahrespersonendosis 

der exponierten Personen habe 

0,53 mSv betragen und liege 

damit leicht über dem Wert 

des Vorjahres (0,52 mSv).  

Seit dem 1. August 2003 ist 

Luftfahrtpersonal, das in ei-

nem Beschäftigungsverhältnis 

gemäß deutschem Arbeits-

recht steht und während des 

Fluges durch kosmische Strah-

lung eine effektive Dosis von 

mindestens 1 mSv im Kalen-

derjahr erhalten kann, überwa-

chungspflichtig. Das Flugper-

sonal wird allerdings nicht mit 

Dosimetern überwacht, die 

Luftfahrtgesellschaften ermit-

teln die Dosis für das flie-

gende Personal stattdessen mit 

amtlich zugelassenen Rechen-

programmen. Hiervon seien 

im Jahr 2013 39.449 Personen 

betroffen gewesen (im Vor-

jahr 40.404). Die mittlere Jah-

resdosis dieser Beschäftigten 

habe wie im Vorjahr 1,9 mSv 

betragen. Wichtige Einflußgröße 

sei die zyklische Schwankung 

der Sonnenaktivität, die seit 

2010 zu einem Rückgang der 

mittleren Dosis und der Kol-

lektivdosis geführt habe. Der 

höchste Jahrespersonendosis-

wert habe bei 6,2 mSv gelegen. 

Im Jahr 2013 wurden zudem 

298 Personen an Arbeitsplät-

zen mit erhöhter Radonexpo-

sition überwacht (Schauhöh-

len, Wassergewinnung, Be-

schäftigte der Wismut GmbH). 

Die mittlere Jahresdosis dieser 

Personen habe 3,2 mSv (im 

Vorjahr 3,0 mSv) betragen. 

Umweltradioaktivität und Strah-

lenbelastung im Jahr 2013, Unter-

richtung durch die Bundesregie-

rung, Bundestagsdrucksache 18/ 

5565 v. 13.07.2015,  

http://dip21.bundestag.de/dip21/b

td/18/055/1805565.pdf   

 

Atommüll 
 

Die Endlager-
kommission 
will an ihrem 
Zeitplan fest-
halten 
 
Die Mitglieder der Kommissi-

on Lagerung hoch radioakti-

ver Abfallstoffe (Endlager-

Kommission) wollen weiter-

hin an dem im Standortaus-

wahlgesetz festgelegten Zeit-

plan festhalten. Bis Ende Juni 

2016 soll ein abschließender 

Bericht präsentiert werden. 

Darauf verständigte sich das 

Gremium während seiner Sit-

zung am 2. Oktober 2015. 

Der Fokus des Berichtes solle 

insbesondere auf den Kriterien 

für ein Endlager für hoch ra-

dioaktive Abfallstoffe liegen, 

sagte Steffen Kanitz (CDU). 

Die Unterbringung von schwach 

und mittel radioaktiven Abfäl-

len an dem zu findenden 

Standort, die im Nationalen 

Entsorgungsprogramm ange-

regt ist, werfe Fragen auf, die 

von der Endlager-Kommissi-

on nicht abschließend geklärt 

werden könnten. Mit diesen 

Fragen müsse sich künftig ein 

„geeignetes Gremium“ befas-

sen, sagte Kanitz. So sei zum 

Beispiel die Beschaffenheit 

der zu bergenden Abfälle aus 

der Asse unklar. Diese Positi-

on wurde auch von den übri-

gen in der Endlager-Kommis-

sion sitzenden Berichterstat-

tern der Bundestagsfraktionen 

mitgetragen. Hubertus Zdebel 

(Die Linke) stellte klar, daß 

eine Verlängerung um bei-

spielsweise ein halbes Jahr 

nicht sinnvoll wäre, denn auch 

dann würden noch keine Er-

kenntnisse zu den Asse-Ab-

fällen vorliegen. 

Sylvia Kotting-Uhl (Bündnis 

90/Die Grünen) regte deshalb 

konzentrierte Forschungsvor-

haben zu den Asse-Abfällen 

an. Damit könnten in vier bis 

fünf Jahren Ergebnisse vorlie-

gen, um zu entscheiden, ob 

eine Lagerung in einem 

„Doppel-Endlager“ sinnvoll 

sei. 

Ute Vogt (SPD) warnte, daß 

durch eine Verlängerung der 

Arbeit der Endlager-

Kommission in den nächsten 

Bundestagswahlkampf hinein 

die Gefahr bestünde, daß der 

mühsam erarbeitete Grund-

konsens nicht beibehalten 

werden könne. Die Suche 

nach einem Endlager könne 

zudem nicht erst dann begin-
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nen, wenn Klarheit über die 

Asse-Abfälle bestehe, sondern 

müsse zeitnah beginnen, sagte 

Vogt. Die Kommissions-Mit-

glieder Bruno Thomauske und 

Christian Pegel meldeten Zwei-

fel an der Idee an, ein Endla-

ger zu suchen, wenn nicht klar 

sei, wie es zu konzipieren ist. 

Der Ko-Vorsitzender Michael 

Müller unterstützte den Vor-

schlag, am Zeitplan festzuhal-

ten. In Anbetracht der noch zu 

klärenden Fragen regte er an, 

Arbeitsprozesse zu intensivie-

ren. „Weihnachten fällt aus“, 

sagte Müller in Hinblick auf 

das anstehende Arbeitspensum. 

Hintergrund des Problems ist 

das Nationale Entsorgungs-

programm der Bundesregie-

rung, in dem die Frage aufge-

worfen wird, wo die Abfälle 

aus der havarierten Asse II 

und der Atommüll aus der 

Urananreicherungsanlage in 

Gronau bleiben sollen. Die 

Endlagerkommission will nun 

in äußerst kurzer Zeit in einem 

zusätzlichen Berichtskapitel dar-

stellen, „ob und gegebenen-

falls unter welchen Bedingun-

gen (…) schwach und mittel 

radioaktive Abfälle an einem 

Standort mit den hoch radio-

aktiven Abfällen gelagert wer-

den können.“  

 

Atompolitik 
 

Forderung nach 
Reform von 
Euratom 
 

Die Bundesregierung soll nach 

dem Willen der Fraktion Bünd-

nis 90/Die Grünen schnellst-

möglich eine Regierungskon-

ferenz einberufen, die den 

Vertrag zur Gründung der Eu-

ropäischen Atomgemeinschaft 

(Euratom) grundlegend über-

arbeitet. Ziel müsse es sein, 

die im Vertrag festgeschriebe-

ne Sonderstellung der Kern-

energie abzuschaffen und alle 

Passagen, die Investitionen, 

Forschungsförderung und Ge-

nehmigungsprivilegien in die 

Atomkraft begünstigen, zu 

streichen, schreiben die Abge-

ordneten in einem Antrag (Bun-

destagsdrucksache 18/6205 vom 

30.9.2015). Außerdem solle der 

europaweite Ausstieg aus der 

Atomkraft vorangetrieben wer-

den. 

Sollte die geforderte Neuaus-

richtung auf europäischer 

Ebene nicht durchsetzbar sein, 

solle der Bundestag die Bun-

desregierung auffordern, den 

Euratom-Vertrag von deut-

scher Seite aus zu kündigen. 

Dies sei rechtlich möglich, er-

klären die Grünen. Schließlich 

habe die Ethik-Kommission für 

den Atomausstieg dies 2011 

im Entwurf ihres Schlussdo-

kuments sogar als „die bessere 

Lösung“ empfohlen. 

Bündnis 90/Die Grünen: Europa-

weiten Atomausstieg voranbrin-

gen – Euratom-Vertrag reformie-

ren oder aussteigen. Bundestags-

drucksache 18/6205 vom 30.9. 

2015, 

http://dip21.bundestag.de/dip21/b

td/18/062/1806205.pdf   
 

 

In eigener Sache 
 

Neuer Abopreis 
 

Trotz kontinuierlich jährlich 

erhöhter Gebühren für den 

Postzeitungsdienst blieb der 

Abonnementspreis von Strah-

lentelex mit ElektrosmogRe-

port jetzt drei Jahre lang 

stabil. Um die roten Zahlen 

möglichst klein zu halten und 

die Unabhängigkeit des In-

formationsdienstes zu gewähr-

leisten, müssen es künftig vier 

Euro mehr pro Jahr sein. Ab 

Januar 2016 kostet das Jahres-

abonnement mit 12 Ausgaben 

deshalb 82,00 Euro. Für die 

laufenden Abonnements än-

dert sich aber noch nichts. Erst 

bei der Verlängerung er-

scheint der neue Bezugspreis 

auf der Rechnung. Und falls 

Sie uns eine Lastschriften-

Einzugsermächtigung gegeben 

haben, wird bei Fälligkeit au-

tomatisch der richtige Betrag 

abgebucht. 

Wir bitten um Ihr Verständnis 

und wünschen für die kom-

menden Feiertage und den 

Jahreswechsel alles Gute. 

Ihr Strahlentelex mit 

ElektrosmogReport  

        ElektrosmogReport
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